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Kommentare der Max-Planck-Gesellschaft zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Flexibilisierung von 

haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen außeruniversitärer 
Wissenschaftseinrichtungen (Wissenschaftsfreiheitsgesetz – 

WissFG) vom 08.12.2025 
 

Die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wissenschaft in Deutschland unter anderem durch 
die Novellierung des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes (WissFG) ist ein wichtiges Vorhaben im 
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD aus dem Jahr 2025. Die Koalitionspartner wollen 
„Antragslogiken, Nachweiserfordernisse und Regularien entschlacken und Entscheidungen 
beschleunigen“ (Verantwortung für Deutschland. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD. 21. Legislaturperiode, Z. 2567f.). Der vorliegende Referentenentwurf eines „Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Flexibilisierung von haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen 
außeruniversitärer Wissenschaftseinrichtungen (Wissenschaftsfreiheitsgesetz – WissFG)“ 
trägt diesem Ziel aus Sicht der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) noch nicht ausreichend 
Rechnung. 

In der Gesetzesbegründung wird das Ziel formuliert, die außeruniversitäre Forschung „von 
hemmenden Regularien und für die Zielrichtung des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes überflüs-
sigen Vorschriften zu befreien“ (Referentenentwurf, S. 1). Um dieses Ziel zu erreichen, wäre für 
die MPG eine Flexibilisierung in den folgenden Bereichen wichtig: 

1. Flexibilisierung im Handlungsfeld Besserstellungsverbot 

Das Besserstellungsverbot ist dem deutschen Zuwendungsrecht immanent. Es ist jedoch 
aufgrund seiner breiten Wirkung kleinteilig und wenig flexibel, somit nicht immer mit kon-
kreten Erfordernissen eines Forschungsbetriebs in Einklang zu bringen. Darüber hinaus ist 
es teilweise sogar strenger ausgestaltet als die Vorschriften des Lohnsteuerrechts. 

Entsprechend der Ratio des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes sollte es den AUFs ermöglicht 
werden, eigenverantwortlich über bedarfsgerechte Lohnnebenleistungen zu entscheiden. 
Zur Steuerung könnte beispielsweise eine jährliche Obergrenze im Wirtschaftsplan festge-
legt werden. Die bisherige administrative Handhabung von Einzelfall- oder Teilbereichsaus-
nahmen mit kleinteiligen Reporting-Pflichten ist wenig praktikabel und bindet massiv Res-
sourcen. 

Des Weiteren sollten künftig im Sinne einer Untergrenze zumindest solche Leistungen kei-
nen Verstoß gegen das Besserstellungsverbot darstellen, die aufgrund der Wertungen des 
Lohnsteuerrechts steuerfrei sind. 

Dringend erforderlich ist zudem eine flexible Möglichkeit, eigenverantwortlich Abfindungen 
in arbeitsvertraglichen Streitigkeiten zu verhandeln und auszubezahlen. Eine diesbezügliche 
Schlechterstellung der MPG gegenüber anderen außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen ist nicht nachvollziehbar. 

2. Weitere Flexibilisierung hinsichtlich überjährig verfügbarer Mittel (§ 3 Abs. 2 Satz 2 und 3 
WissFG) 

Vor etwa zehn Jahren wurde in Abstimmung mit Bund und Ländern ein rein kaufmänni-
sches Rechnungswesen eingeführt, das sich am Ressourcenverbrauch (Ertrag und Auf-
wand), nicht an Geldflüssen orientiert. Dieses System ermöglicht eine wirtschaftlich korrek-
te Zuordnung von Aufwendungen und Erträgen unabhängig vom Zahlungszeitpunkt und 
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liefert daher ein verbessertes Bild der wirtschaftlichen Lage. Perspektivisch sollte sich die 
Verwendungsnachweisführung auf den testierten Jahresabschluss und Lagebericht der 
MPG sowie die Prüfungen nach § 53 HGrG stützen – ein Ansatz, der zwar in den Bewirt-
schaftungsgrundsätzen der MPG verankert ist, jedoch in den kameralistisch geprägten 
Zuwendungsbescheiden und Auflagen des BMFTR unberücksichtigt bleibt. 

Das kaufmännische System ist ideal, um den wirtschaftlich noch nicht verbrauchten Anteil 
der institutionellen Fördermittel zu erfassen – unabhängig davon, ob die Mittel banktech-
nisch beim Bund oder bei der MPG liegen. Dazu wurde die Bilanzposition „Überjährig ver-
fügbare Mittel“ eingeführt, die die tatsächlich verfügbare Liquidität im Januar nach handels-
rechtlichen Abschlussbuchungen zeigt.  

Im Gegensatz dazu dient das Instrument der Selbstbewirtschaftung (SBM) nicht der wirt-
schaftlichen Verbrauchsabbildung, sondern zeigt lediglich den Liquiditätsbestand an Bun-
desmitteln zum 31.12. an. Da der Bund der MPG vorschreibt, liquiditär vorrangig aus ande-
ren Quellen (Ländermittel, Drittmittel) vorzufinanzieren, entsteht ein verzerrtes Bild. Das 
Verfahren ist zudem aufwändig und rechtlich unklar, was für die MPG Risiken birgt. 

Systemgerecht wäre eine echte Übertragbarkeit wirtschaftlich nicht verbrauchter Bundes-
mittel – wie es bei den meisten Bundesländern üblich ist. Um Zinsverluste des Bundes zu 
vermeiden, könnte zusätzlich vereinbart werden, Liquiditätsüberhänge anzulegen und Zins-
gewinne auf zukünftige Zuwendungen paritätisch anzurechnen. 

Zusammenfassend: Der Betrag der noch nicht abgerufenen Bundesmittel sagt nichts über 
den wirtschaftlichen Verbrauch aus. Vielmehr hängt er von der verfügbaren Liquidität aus 
anderen Quellen ab. Aufgrund der hohen Nutzung von Länder- und Drittmitteln werden die 
SBM des Bundes überproportional ausgewiesen – trotz eines Förderanteils von 50 Prozent. 

3. Keine Pflicht zur Einbindung der Zuwendungsgeber bei der Schaffung von Stellen (§ 3 
Abs. 2 Satz 4 WissFG) 

In den Bewirtschaftungsgrundsätzen der MPG findet sich in Reaktion auf die durch das 
WissFG eingetretene Unverbindlichkeit des B-Stellenplans eine umfassende Regelung zur 
Einbindung der Zuwendungsgeber (vgl. insbesondere Anlage b) zu Nr. 7 (1) BewGr-MPG). 
Dort sind auch generelle Vorgaben für die Stellendotierungen im Bereich der B-Stellen ent-
halten. Das Gleiche gilt zum Zeitpunkt der Ausbringung und Hebung von Stellen, die nur im 
Rahmen der jährlichen Wirtschaftsplangespräche erfolgen. 

Dies entspricht aus Sicht der MPG nicht der Ratio Legis der Regelung des WissFG, das die 
Forschungsorganisationen gerade in die Lage versetzen sollte, eigenständig über Ausbrin-
gung neuer und Hebung bestehender B-Stellen entscheiden zu können. Dabei ist unbestrit-
ten, dass sich auch die MPG an die einschlägigen Vorschriften und Prinzipien zu halten hat. 
Zu nennen sind dabei insbesondere die Prinzipien der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
sowie eine Dotierung, die nicht überhöht ist. Die Handhabung dieser Fragen steht einer 
Prüfung u.a. durch die Rechnungshöfe offen. Es bedarf keiner vorausgehenden Einbindung 
der Zuwendungsgeber oder der Gremien der GWK. 

Eine Überarbeitung des WissFG sollte zum Ziel haben, die Umsetzung der ursprünglichen 
Ratio Legis in diesem Bereich sicherzustellen. 
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